
Safzung
des

"Verein zum Schutze cler Alpenpflanzen und -Tiere"

E. V. I Seit 1900

Fassung vom 17. November 1948

Hauptversammlung München

§ 1.

Der Verein führt den Namen "Verein zum Schutze der Alpenpflanzen und
-Tiere" und hat seinen Sitz in München.

Der Verein ist in das Vereinsregister eingetragen. Seine Tätigkeit ist gemein·
nützig.

§ 2.

Zweck des Vereins ist im Erhalt der Sdlönheit und Ursprünglidlkeit d r Alpen
die Förderung des SdlUtzes und der Pflege sowie der Kenntnis der Alpenpflanzen
und Alpentiere.

§ 3.

Mittel zur Erreidlung des Vereinszweckes sind insbesondere:
a) Anträge an Behörden und Vertretungskörper zum Schulze von Pflanzen und

Tieren eier Alpen.
b) Beratende Milwi rkung bei der Errichtung von Schongebieten für Pflanzen und

Tiere im Alpengebiet; Ankauf solcher Sdlutzbezirke oder Gewährung von Zu­
sdlüssen hierzu.

c) Anlegung und Unterstützung von Alpenpflanzengärten; in diesen sollen unler
fachmännischer Leitung wissenschaftliche und praklisdle Kullurvers'udle ge­
madlt und den Freunden der Hochgebirgspflanz n wie den Bergsteigern im
allgemeinen Anregung und Belehrung geboten werden.

d) Wissenschaftliche und gemeinverständlidle Sduiften lind Veranstaltungen; Vor­
träge und Führungen, welche die Allgemeill'heit und insbesondere die Jugend

mit den Pflanzen uud Tieren des Hochgebirges v rtraut machen und ilu den
Schutz und die Pflege der Alpenpflanzen und Alpentiere als selbstver~lälldlihe
Pflicht erkennen lössen sollen.

e) Ehrung und Belohmmg solcher Personen, die durch ihre erzieherische und
berufliche Tätigkeit lind ihren Einfluß sidl um die Ziele des Vereins verdient
gemacht haben.

§ 4.

Der' Verein hat
a) ordentliche Mitglieder,

b) außerordentliche Mitglieder;
außerdem können von der Mitgliederversammlung auf Vorsmlag des Vorstandes
Ehrenmitglieder ernannt werden, wenn sie sidl besondere Verdienste um den
Verein erworben haben.
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§ 5.
Dio Mitgliedsdlaft können sowohl Einzelpersonen wie Personenvereinigungen

(Behörden, Korporationen, Vereine, Institute, Smulen usw.) erwerben; erstere
müssen einwandfrei, letztere von der zuständigen öffenllidlen Behörde anerkannt
sein. -

§ 6.
Als nußerordenlliche Mitglieder können junge Leute bis zu 30 Jahren auf­

genommen werden, weldle die Voraussetzungen des § 5 (Einzelpersonen) erfüllen.
wegen ihrer wirtschafllidlen Lage aber nidll den vollen Bitrag eines ordenllidlen
Mitgliedes leisten können.

§ 7.

Die Aufnahme erfolgt nadl schriftlicher Anmeldung, bei welcher der Nachweis
der Vora1.lssetzungen des § 5 erbracht werden muß, durch den Vorstand.

Der Vorstand kann diese Befugnis übertragen.

§ 8.

Der Austritt eines Mitgliedes muß vor dem 1. Oktober für das nächstfolgende
Jahr beim Vorstande sduifllidl angemeldet werden, widrigenfalls das Mitglied
verpfiidllet bleibt, den vollen Beitrag für das näd1stfolgende Jahr zu entridllen.

§ 9.
Auf Antrag des Vorstandes kann ein Mitglied durch den Ausschuß aus·

geschlossen werden.
Ausschließungsgründe sind:
a) gröblidler Verstoß gegen .die Zwecke des Vereins, gegen die Anordnungen

des Vorstandes und gegen die Vereinszudll;
b) sdlwere Sdlädigung des Ansehens und der Belange des Vereins.
Vor der Entsdleidung ist dem Mitglied ausreidlend Gelegenheit zu seiner

Redllfertigung zu geben.

§ 10.
Jedes ordentlidle und außerordentlid1e Mitglied hat einen jährlid1en Beitrag

zu entridllen, der von der Hauptversammlwlg festgesetzt wird.
Während des Jahres aufgenommene Mitglieder zahlen den vollen Beitrag für

das laufende Jahr. Das Vereillsjahr ist das Kalenderjahr.
Ehrenmitglieder sind von der Beitragszahlung befreit.

§ 11.

Mitglieder, die bis zum 1. April des laufenden Jahres ihren Beitrag nid1t
geleistet haben, werden einmal gemahnt.

Wen:l sodann der Versudl, den Vereinsbeitrag. durdl Nadmahme einzuziehen,
erfolglOS bleibt, wird Streidlung aus der Mitgliederliste vorgenommen. Wer
gestridlen ist, gilt als ausgesdlieden, bleibt aber zur Beitragsleistung für das
laufende Jahr verpflidltel.

§ 12.
Die ordenllidlen Mitglieder und Ehrenmitglieder haben Sitz und Stimme in den

Mitgliederversammlungen und das Redlt auf AntragsteIlung; sie können wählen
und geWählt werden.

Die außerordentlichen Mitglieder haben in den Mitgliederversammlungen nur
Sitz und das Recht zur Antmgstellung; Stimmrecht und Wahlrecht haben sie nicht;
sie können atldl nidll gewählt werden.

§ 13.
Organe des Vereins sind der Vorstand, bestehend aus dem Vorsitzenden,

mindesten einem Stellvertreter, dem Sduiflführer und dem Sdlatzmeister, der
Aussdluß und die Mitgliederversammlung.
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§ 14.

Die Geschäftsführung liegt in der Hand des Vorstandes.
Der Vorsitzende, oder im Falle der Verhinderung sein Stellvertreter, vertritt

den Verein gerichllich und außergerichtlidl. Alle Ausfertigungen des Vereins sind
vom Vorsitz nd n bzw. seinem Stellvertreter oder sonstigen Beauftragten zu
fertigen.

§ 15.
'Der AussdlUß besteht aus dem Vorstand und mindestens sechs Mitgliedern.

Der Vorsitzende bestimmt die Aufgaben der Au!?schußmitglieder; diese führen
die Geschäfte nach den allgemeinen und besonderen Weisungen des Vorstandes
und sind ihm verantwortlich.

Der Vorstand kann zur Vereinfadlung d I' Gesdläftsführung nach Bedarf
GeschäfLsstellenleit I' für bestimmte Bezirke bestellen, welche nadl seinen Wei­
sungen die Vereinsinteressen wahren.

Er kann in jenen Gebieten und Orten, in denen eine größere Anzahl von
Mitgliedern wohnt, Bezi>:ks- und Landesgruppen und dergleichen bilden, denen
nach Maßgabe einer vom Vereinsvorstande festzusetzenden Satzung die Erfüllung
der Aufgab n des Vereins im allgemeinen oder auch einzelner solcher Aufgaben
zugewiesen werden kann.

§ 16.
Der Vorsitzende - in seiner Verhinderung sein Stellv rtreter - beruft den

AussdlUß, setzt die Tagesordnung fest und führt den Vorsitz.
Der Vorstand besorgt die Angelegenheiten des Vereins, soweit diese nidll

der Mitgli derversammlung vorbehallE:n sind. Dabei kann er sich der übrigen
Ausschußmitglieder und der Geschäftsstelle bedienen, denen er gewisse Geschäfte
zur Durdlführung überweisen kann.

Der Vorstand bestreitet die laufenden Ausgaben, die im Voransdllag vor­
gesehen sind. Für andere Ausgaben hat er die Genehmigung der nächsten Mit­
gliederversammlung nachzuholen.

Die Ämter des Vorstandes und der Ausschußmitglieder sind Ehrenämter. Der
Verein kann jedoch besoldete Geschäftsführer einst.ellen.

§ 17.
Der Vprsland und die übrigen Mitglieder des Ausschusses werden von der

ordentlichen Haupt ersammlung auf die Dauer von drei Jahren gewählt. Stimmen­
m"nrneic der stlmmuereclluglen Anwesenden entsdleidet. Auf die gleiche Dauer
sind von der Hauptversammlung ein Redmungsprüf r und ein Ersatzmann fÜJ
diesen zu wählen.

§ 18.
Der Vorstand beruft alljährlidl eine ordentlidle Versammlung der Mitglieder,

zu der die Mitglieder spätestens zwei Wochen vorher sdll'iftlidl oder durdl eine"
der für die Veröffentlichungen des Vereines bestimmt n Blätt I' unter Mitteilung
der Tagesordnung eingeladen werden müssen.

In der Tagesordnung müssen folgende Punkte vorgesehen sein:
a) Geschäftsberidll des Vorstandes und seiner Mitarbeiter,
b) Entlastung des Vorstandes und seiner Mitarbeiter,
cl Genehmigung des Voransdllages,
d) Verschiedenes,
e) allfällige Wahl des Vorstandes, d I' übrigen Mitglieder des Aus­

z husses und der Kassenprüfer,
f) allfällige Satzungsänderungen.

Der Vorsitzende leitet die Versammlung. Uber die V rhandh.\ngen ist eine
Niederschrift aufzunehm· n, die vom Verhandlungsleiter und einem Sduiftführer
zu unterzeichnen ist. Die gefaßten Besdllüsse sind wörtlidl in die Niecl rschrift
au fzuneh.men.
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Zur Besdllußfassung ist die absolute Mehrheit der ersdlienenen stimmberech­
tigten Mitglieder erforderlich: es sei denn, daß die Beschlußfassung eine Satzungs­
änderung oder die Auflösung des Vereins zum Gegenstand hat.

§ 19.
Anträge der Mitglieder zur ordentlichen Hauptversammlung müs.sen bis zum

1. Juni des laufenden Jahres gestellt sein; sie bedürfen zur Beratung eier Unter­
stützung von einem Fünftel der in der Hauptversammlung anwesenden stimm­
berechtigten Mitglieder, falls der Vorstand sie nidlt selbst zur Beratung stellt.

§ 20.
In der Hauptversammlung haben die Einzelmitglieder je eine Stimme; Perso­

nenvereinigungen als ordentlidle Mitglieder haben soviel Stimmen, als ihr Jahres­
beitrag ein Vielfadles des Beitrages eines ordentlichen Einzelmitgliedes ist, jedoch
nidlt mehr als 25 Stimmen.

§ 21.
Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Versammlung der Mit­

glieder mit einer Frist von zwei Wodlen, im übrigen nadl den Vorschriften, die
für die Einberufung einer ordentlichen Hauptversammlung gelten, einberufen. Die
außerordentliche Hauptversammlung hat dieselben Befugnisse wie die ordentlidle.
Der Vorstand muß eine außerordentliche Versammlung einberufen, wenn ein
Drittel der Vereinsmitglieder dies sduiftlich unter Angabe des Grundes beantragt.

§ 22.
AllS den Vereinsverhältnissen sidl allenfalls ergebende Streitigkeiten werden

von einem Schiedsgeridlt entschieden.
Jede Partei bezeichnet dem Vorstand aus den Reihen der Mitglieder einen

Sdliedsridlter, während ein dritter Sdliedsridlter als Vorsitzender des Sdlieds­
gerichts vom Vorstand bestimmt wird.

§ 23.
Uber Änderungen der Vereinssatzung beschließt die Mitgliederversammlung

mit einer Mehrheit von Dreiviertel der erschienenen sti=berechtigten Mitgldeder.

§ 24.
Uber die Auflösung des Vereins besdlließt die Mitgliederversammlung eben­

falls mit Dreiviertel der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder. Die Tages­
ordnung muß in diesem Falle ausdrücklich auf die beabsichtigte Auflösung hin­
weisen.

§ 25.
Im Falle der Auflösung ist da,s Vereinsvermögen im Sinne des § 2 dieser

Satzung zu verwenden.
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